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Die Stellung des Rabbiners 


in dem Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Verfaſſung der 
jüdiſchen Religions-Gemeinſchaft in Preußen. 
Referat 
gehalten auf der Rheiniſchen Rabbinerkonferenz zu Köln a. Rh. 
am 31. Juli 1910. 


Wenn nachdenkliche Betrachter des modernen Juden— 
tums bereits zu dem parodoren Ausſpruch gelangen 
konnten, daß das irreligiöſeſte Volk unſerer Tage, d. h. 
dasjenige, bei dem das eigentlich religiöſe Moment die 
geringſte Rolle ſpielt, die Juden ſind, das „Volk der 
Religion“, ſo fürchten wir faſt, daß ſie für dieſes 
vernichtende Urteil neuerdings eine Beſtätigung 
ſehen in dem „Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Verfaſſung der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft in 
Preußen, zweite Leſung“, bearbeitet von der Kommiſſion 
des Verbandes der deutſchen Juden und des Deutſch— 
Israelitiſchen Gemeindebundes. 

Es iſt nicht meine Aufgabe und ich habe nicht die 
Abſicht, den Entwurf ſeinem ganzen Umfange nach 
einer Kritik zu unterwerfen, vielmehr möchte ich nur 
einen Punkt beſprechen: welche Stellung gibt der Ent— 
wurf dem Rabbiner, dem berufsmäßigen Vertreter 
der Religion? Denn davon hängt weſentlich die funda— 
mentale Frage ab: Inwieweit ſtellen ſich nach dieſem 
Entwurf die Juden Preußens als Religionsgemeinſchaft 
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dar? Es wird doch wohl niemand beſtreiten, daß der einzige 
wahre Daſeinsgrund jeder geſetzlichen jüdiſchen Organi— 
ſation die Religion iſt. Vor dem Geſetze gibt es in 
Preußen keine Juden, es ſei denn als Bekenner einer 
beſtimmten Religion. 

Das Schema der geplanten Organiſation iſt einfach: 
Synagogengemeinde — Provinzialgemeinde — Landes— 
gemeinde. Die Organe der Synagogengemeinde ſind 
eine beſchränkte Anzahl von Vorſtehern und Vertretern, 
die Provinzialgemeinde beſteht aus Delegierten der 
Gemeindevertretungen und wählt aus ihrer Mitte ihren 
Vorſtand, entſprechend die Landesgemeinde, in der von 
vornherein für eine dominierende Stellung von Berlin 
geſorgt iſt. f 

Die für unſere Betrachtung entſcheidende Beſtim— 
mungen find in den SS 27 und 28 enthalten. Sie 
ſind ſo abnorm, daß wir zuverſichtlich behaupten: in 
jeder anderen Religionsgemeinſchaft wäre etwas ähn— 
liches ſchlechthin unmöglich, denn ſie liefern jede 
jüdiſche Gemeinde mit ihrer Religionsübung, ja die 
ganze jüdiſche Religion in Preußen, einer kleinen Zahl 
von Perſonen aus, für deren Beruf hierzu nicht die 
geringſten Bürgſchaften gegeben ſivd. Der § 27 lautet 
nämlich: „Jeder Synagogengemeinde ſteht hinſichtlich 
des Kultus und Ritus das Selbſtbeſtimmungsrecht zu. 
Dieſes Recht wird durch Gemeindebeſchluß ausgeübt.“ 

Dies klingt wunder wie liberal und volkstümlich, 
in Wahrheit ſtellt es die Herrſchaft des rückſtändigſten 
volksfeindlichen Formalismus und Bureaukratismus, 
die Gefahr ſchrankenloſer Beamtenwillkür feſt. 
„Gemeindebeſchluß“ iſt nämlich, und auf dieſe Irre— 
führung muß ſofort mit Nachdruck der Finger gelegt 
werden, nicht etwa ein Beſchluß der Gemeinde, d. h. 
der Geſamtheit ihrer Mitglieder, ſondern des Vor— 
ſtandes und der Gemeindevertreter. So heißt es 
denn weiter ausdrücklich: 2) „Anderungen des Kultus 
oder des Ritus können ſowohl vom Vorſtand wie von 
der Gemeindevertretung beſchloſſen werden.“ Ja noch 
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mehr: „Durch die Gemeindeſatzung kann das Selbſt— 
beſtimmungsrecht für eine einzelne Synagoge einem 
beſonderen Synagogenvorſtand übertragen werden.“ 

Alſo: Die Religion in jeder Gemeinde kann von 
einem Dutzend, vielleicht ſchon von einem halben Dutzend, 
wenn nicht nach dem Abſtimmungsmodus noch weniger 
Leuten gemacht und in jeder ihnen gutdünkenden Weiſe 
umgeſtaltet werden. 

Man ſtelle ſich die ungeheuerlichen Konſequenzen 
dieſes Zuſtandes vor: dieſes Dutzend oder halbes 
Dutzend Laien kann jedes Geſetz und jeden Grundſatz 
des Judentums, ſoweit ſie für die Gemeinde in Be— 
tracht kommen, aufheben, ſie können z. B. den Sabbat 
und die Feſttage nach Gutdünken verlegen oder ab— 
ſchaffen, fie können eine neue Liturgie, eine neue 
Agende, ein neues Gebetbuch, ja ſogar ein neues Be— 
kenntnis einführen, und die ganze Gemeinde iſt während 
der ſechs Jahre ihrer Amtsdauer völlig machtlos. Sie 
beſtimmen nicht nur die Anſtellung der Religionslehrer, 
ſondern ohne ſie kann auch kein Lehrbuch für den 
jüdischen Religionsunterricht eingeführt werden (§S 77) 
und ſchließlich beſtimmt der Vorſtand der Landes— 
gemeinde (und das immer Laien!) die jüdiſche Theo— 
logie in Preußen, denn nach ſeiner und nur nach 
ſeiner Anhörung beſtimmt der Unterrichtsminiſter, welche 
Anſtalten die Prüfung zum Rabbiner und Religions— 
lehrer abnehmen dürfen (§ 66, 78). Gegen eine Ver— 
ſchleuderung der Gemeindegelder ſind Garantien ge— 
ſchaffen, gegen die geringſte Benachteiligung eines 
einzelnen Mitgliedes durch die Beſteuerung giebt es 
Rechtsmittel, gegen die Gefährdung der religiöſen 
Güter, gegen eine Gewiſſensbedrängnis durch die Ge— 
meindevertretung giebt es keine Berufung. Die Ge— 
meindevertretung iſt der Pabſt oder das Kardinals— 
kollegium der Gemeinde. 

Nun könnte der Uneingeweihte, z. B. ein Chriſt 
einwenden, daß, zumal bei den Juden, dieſem „Volk 
der Religion“, zu Vorſtehern und Vertretern doch wohl 
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nur ſolche Männer gewählt würden, die in die Religion 
am tiefſten eingeweiht ſeien, denen ihre Förderung am 
meiſten am Herzen liege, die ſich durch ihre religiöje 
Führung der Gemeinde am beſten empfehlen und des— 


halb am geeignetſten ſeien, ſie religiös zu vertreten und 


zu führen. 

Aber man braucht nur einen flüchtigen Blick in 
das jüdiſche Gemeindeleben geworfen zu haben, um 
von dieſer Naivetät, der man bei Chriſten in der Tat 
nicht ſelten begegnet, gründlich geheilt zu werden. Ich 
will jeden Fall, in dem jene Grundſäte zur Geltung 
kommen, freudig anerkennen, aber im allgemeinen iſt, 
wie jedermann weiß, das religiöſe Moment bei der 
Wahl zur Gemeindevertretung nichts weniger als aus— 
ſchlaggebend, vielmehr ganz unerheblich. Ausſchlag— 
gebend iſt faſt durchgehends die ſoziale bürgerliche 
Stellung, der Reichtum des Kandidaten, und ein gewiſſer 
Grad von Verwaltungsgeſchick, alſo zumeiſt äußerlich 
repräſentative Eigenſchaften. 

Urſache aber davon ſind die politiſchen und ſozialen 
Zuſtände in unſerem Vaterlande oder nachwirkende 
frühere Verhältniſſe. Die Juden fühlen ſich mit 
Grund noch immer als eine politiſch und geſellſchaftlich 
zurückgeſetzte Gemeinſchaft. Ihre einzige geſetzliche Ver— 
tretung ſind in Preußen nach dem Geſetz von 1847, 
das durch dieſen Entwurf erſetzt werden ſoll, die Vor— 
ſtände (und Repräſentantenverſammlungen) der einzelnen 
Synagogengemeinden, eine Verfaſſung, die entſprechend 
den halb politiſchen Abſichten jenes Geſetzes einfach 
der ſtädtiſchen Verfaſſung nachgeahmt iſt: Vorſtand— 
Magiſtrat, Repräſentanten-Stadtverordneten. Es iſt 
daher erklärlich, wenn auch dem Weſen einer Religions— 
gemeinſchaft, als welche wir allein. noch gelten ſollten, 
nicht mehr entſprechend, wenn zu dieſen Amtern 
Männer gewählt werden, durch die man nach außen 
hin am würdigſten repräſentiert zu werden hofft. Es 
ſoll dieſen repräſentativen Eigenſchaften eine billige 
Berücksichtigung nicht verſagt werden, obgleich die Be— 
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obachtung gemacht werden kann, daß ſeit geraumer Zeit 
namentlich in den mittleren und kleineren Städten die 
geſellſchaftliche Qualität der Gemeindevertretungen un— 
leugbar im Sinken begriffen iſt und die beruflich wie 
geſellſchaftlich Höchſtſtehenden unter uns bereits vielfach 
jüdiſche Gemeindeämter verſchmähen, wenn ſie nicht 
geradezu dem Judentum und aller Religion den Rücken 
kehren. Ganz ähnlich geht es übrigens in der Politik. 
Man vergleiche nur unſer heutiges Parlament mit dem 
der ſiebziger Jahre oder gar mit dem Frankfurter. 
Schuld daran iſt hauptſächlich das Schwinden des 
religiöſen und politiſchen, des idealen und gemein— 
nützigen Sinnes, die Genußſucht und die in unge— 
ahntem Maße vermehrten Möglichkeiten des Lebens— 
genuſſes. Lebenskunſt verträgt ſich nicht mit gemein— 
nütziger Betätigung. 

Aber dafür werden diejenigen, die ſich noch 
zur Übernahme von Gemeindeämtern bereit finden 
laſſen, durch eine „Toleranz“ belohnt, die nicht mehr 
überboten werden kann. Man iſt ſchon zufrieden, daß 
ſie ſich überhaupt noch zur Gemeinde zählen. Im 
übrigen darf ein ſolcher Vorſteher und Vertreter, der 
vielleicht niemals einen gehörigen Unterricht in ſeiner 
Religion erhalten hat, dem Judentum innerlich und 
äußerlich fremd oder entfremdet ſein. Er braucht kein 
ſpezifiſch jüdiſches Gebot zu halten, er braucht nicht die 
geringſte Kenntnis von dem Weſen und der Geſtalt 
unſeres Ritus und Kultus zu haben, unſer Gottesdienſt 
darf ihm ſo fremd ſein, daß er nicht einmal hebräiſch 
leſen kann und in die größte Verlegenheit geriete, 
wenn er einmal wie jeder gewöhnliche Jude zur Thora 
aufgerufen würde, er braucht nie eine Synagoge zu 
betreten, es ſei denn pour acte de présence an 
den höchſten Feiertagen, er braucht nicht religiös ge— 
traut zu ſein, (der Chriſt denke ſich einen ſolchen 
Kirchenvorſteher!) er kann in einer Miſchehe leben, er 
braucht ſeine Kinder nicht beſchneiden zu laſſen, (der 
Chriſt denke ſich einen Kirchenvorſteher, der ſeine 
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Kinder nicht taufen läßt!) er darf ſie dem Unterricht 
in der von ihm vertretenen Religion und 
ſogar dem Judentum entziehen und ſchließlich ſogar 
Freidenker, wenn nicht gar Atheiſt ſein, ohne damit 
aufzuhören, ein „tüchtiger Vorſteher“ zu ſein. Alle 
dieſe Möglichkeiten ſind vorhanden, und mancher Leſer 
mag Beiſpiele zur Hand haben — und ſolchen 
Männern ſoll nach dieſem Entwurf für die Verfaſſung 
unſerer Religions gemeinschaft Ritus, Kultus und 
Religion unſerer Gemeinden vorbehaltlos ausgeantwortet 
werden! Kann es einen ärgeren Hohn geben? 

Selbſt wenn es gegenwärtig nirgends ſolche Vor— 
ſteher und Vertreter gäbe, (und wir wünſchen lebhaft, 
der Gefahr der Übertreibung und Schwarzſeherei 
zu entgehen), ſo wird ein Geſetz nicht für den 
Augenblick gemacht, und welche Garantien bietet es, 
daß ſolche Zuſtände nicht in Zukunft eintreten, wenn 
das Leben die Bedingungen dafür ſchon jetzt überall 
ſchafft? Die Gemeinde und das Volk denken auch gar 
nicht daran, mit ihrer Wahl die Vertreter zu ihren 
geiſtigen und geiſtlichen Führern zu machen, ſie wollen 
ihnen nur die Verwaltung der Gemeindeangelegen— 
heiten anvertrauen, wie es denn gottlob noch Vorſteher 
und Vertreter gibt, die ihr Mandat in dieſem Sinne 
auffaſſen. Denn ſie ſind ſich gleich allen Denkenden wohl 
bewußt, daß eine von einem geiſtigen Prinzip zuſammen⸗ 
gehaltene Gemeinſchaft nur von denen geführt und in 
ihrer Entwicklung beſtimmt werden kann, die den 
Geiſt, der in dieſer Gemeinſchaft lebt und von dem 
ſie lebt, erforſchen, verkünden und vertreten, die ſich 
dies zur Lebensaufgabe gemacht und ſich in langen 
Jahren dazu vorbereitet haben, alſo eine Religions— 
gemeinſchaft von ihren nicht umſonſt ſo genannten 
„Geiſt“ lichen, die jüdische Religionsgemeinſchaft von 
ihren Rabbinern d. i. ihren Lehrern und Gelehrten. 

Welche Stellung gibt nun der neue Geſetzentwurf 
den Rabbinern? Darüber klärt uns § 28 auf. „Jedem 
von der Gemeinde angeſtellten Rabbiner iſt Gelegenheit 
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zu ſchriſtlicher und auf den von ihm im Einzelfalle ge— 
ſtellten Antrag auch zu mündlicher Außerung gegenüber 
dem Vorſtande zu geben“, aber auch dies nur in vier 
beſonders namhaft gemachten Fällen. 

Alſo man höre und ſtaune: Die geſamten geſetz— 
mäßigen Befugniſſe des Rabbiners beſtehen in dem 
„Recht“ — „ſich äußern“ zu dürfen. Eine entſcheidende 
Stimme hat er nie, auch auf dem ihm vertrauten Ge— 
biete, des Kultus, Ritus und Religionsunterrichts nicht, 
er gehört weder dem Vorſtande noch der Gemeinde— 
vertretung an und iſt auch ſorglich von der Provinz— 
und Landesgemeinde ferngehalten. Er iſt nichts anders 
als ein Funktionär oder wie der charakteriſtiſche 
Ausdruck lautet, ein „Beamter“ der Gemeinde und als 
ſolcher Untergebener des ſouveränen Vorſtandes reſp. 
der „Gemeindevertretung“, von denen er ſeine An— 
weiſungen empfängt. Er ſteht alſo in dieſer Hinſicht 
auf einer Stufe mit dem Synagogendiener. 

Um dieſe Stellung zu rechtfertigen, wird nun allerlei 
ins Feld geführt, wodurch man glauben machen will, 
daß ſie ſowohl dem Weſen wie der geſchichtlichen Ent— 
wickelung der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft entſpreche. 
Allein das iſt ebenſoſehr eitel Spiegelfechterei wie das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der „Gemeinde“. 

Beides entſpreche, ſagt man, der „ganzen mittel— 
alterlichen Überlieferung“ (es iſt merkwürdig, wie man 
ſich mit einem Male für das Mittelalter begeiſtert) — 
nach jüdiſcher Auffaſſung könne eine Gemeinde auch 
ohne Geiſtlichen beſtehen und tatſächlich ſeien Rabbiner 
nur in einem kleinen Teil der jüdiſchen Gemeinden 
Preußens angeſtellt — weitergehende Rechte könnten 
zu Übergriffen führen, wie einzelne Vorkommniſſe in 
andern Ländern zeigten. 

Es iſt wahr, daß nach jüdiſcher Auffaſſung eine 
Gemeinde ohne Geiſtlichen beſtehen kann, aus dem 
einfachen Grunde, weil es nach jüdiſcher Auffaſſung 
„Geiſtliche“ gar nicht gibt, d. h. ſakramental oder 
beſtallungsgemäß bevorrechtete Perſonen, ohne die 
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niemand zu den Segnungen der Religion gelangen 
kann oder ohne die beſtimmte Übungen oder Handlungen 
nicht gültig vollzogen werden könnten. In dieſem 
Sinne kann „nach jüdiſcher Auffaſſung“ eine Ge⸗ 
meinde auch ohne Vorbeter, auch ohne Schächter, 
auch ohne Religionslehrer beſtehen. Sondern 
es gibt nach jüdiſcher Anſchauung nur Kundige 
im Gegenſatz zu Unkundigen, wobei man ſogar 
genau genommen als Kundiger nicht durch 
ein Examen, Zeugnis oder irgend eine papierne Be— 
ſcheinigung, ſondern durch die Stimme des Volkes, 
der Gemeinde legitimiert wird. Jeder, der kundig iſt, 
darf als Vorbeter auftreten, und eine Gemeinde, die 
des Vorbetens kundige Mitglieder hat, was ſie auch 
ihrem Lebensberuf nach ſein mögen, bedürfte keines 
berufsmäßig angeſtellten Vorbeters, jeder Israelit darf 
ſchächten, jeder könnte und ſollte der eigene Religions- 
lehrer ſeiner Kinder ſein, und ſo hat es auch zu Zeiten 
Gemeinden gegeben, in denen womöglich jeder dritte 
Mann den Rabbiner präſtieren, d. h. in allen religi- 
öſen, kulturellen und rituellen Zweifelfragen kundigen 
und nach den Begriffen des Judentums durchaus gültigen 
Beſcheid geben und ſelbſtverſtändlich jede Kultushand— 
handlung vollziehen konnte. Ich ſage: Zweifelfragen, 
denn die normale Religionsübung ſtand durchaus feſt 
und hierfür hatte nicht nur jede Gemeinde, ſondern 
jedes Haus einen Rabbiner und wenn man will — 
eine Rabbinerin, die die höchſte Autorität genoſſen, 
deren Ausſprüchen unverbrüchlich Folge geleiſtet 
wurde: Das geſchriebene Geſetz und die allmächtige 
ungeſchriebene Sitte. Bei dieſer Sicherſtellung 
der Religion, des Kultus und Ritus konnte man 
nicht nur auf einen beamteten Rabbiner verzichten, 
ſondern man konnte auch der „Gemeindevertretung“ 
die weiteſtgehenden Vollmachten geben, da ſie ſich ſtets 
nur auf die Verwaltung bezogen und es keinem Vor— 
ſteher auch nur entfernt eingefallen wäre, den Kultus 
oder Ritus zu beſtimmen. Einen eigenen beamteten 
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Rabbiner anzuſtellen, ſah man ſich nur dort veranlaßt, 
wo der Umfang der Gemeinde und die Häufigkeit der 
kultuellen Vorkommniſſe und Verrichtungen die bei— 
läufige Erledigung durch einen kundigen Privatmann 
nicht mehr geſtatteten. Ein ſolcher Rabbiner war zu— 
nächſt der Gutachter für jedes Gemeindemitglied, das 
ihn in Anſpruch nahm, ſodann wurde ihm die Beauf— 
ſichtigung der rituellen Gemeindeanſtalten z. B. des 
Schächtweſens, des Tauchbades uſw. gemäß den Be— 
ſtimmungen des ſowohl über ihm wie der Gemeinde 
ſtehenden Religionsgeſetzes übertragen, vor allem hatte 
er die moraliſche Verpflichtung zu „lernen“ d. h. ſich 
unabläſſig dem Studium, der Vermehrung und Ver— 
breitung der nationalen religiöſen Wiſſenſchaft zu 
widmen. Er war der Forſcher, der Gelehrte, in 
höchſtem Sinne der Geiſtliche der Gemeinde, und je 
mehr eine Gemeinde auf ſich hielt, um ſo mehr ſetzte 
ſie ihren Stolz darein, die anerkannteſten Gelehrten 
an ihrer Spitze zu ſehen. 

Dieſe Verhältniſſe haben ſich, wenn man von den 
wenigen orthodoxen Gemeinden, die das mittelalterliche 
Ideal als unabänderlich feſthalten möchten, abſieht, 
für den allergrößten Teil der weſteuropäiſchen Judenheit 
von Grund aus geändert. 

Unter dem Einfluß einer neuen Zeit und Bildung 
hat ſich die ſtrenge äußere und innere Geſchloſſenheit 
des Judentums aufgelöſt, und die Kulturgemeinſchaft 
zwiſchen Juden und Chriſten (insbeſondere Proteſtanten) 
hat eine formale Ahnlichkeit der religiöſen und Ge— 
meindeverhältniſſe geſchaffen, bei der wie immer die 

Juden nur die Nachteile übernommen haben. Das Reli— 
gionsgeſetz beſteht zwar theoretiſch noch zu Recht, aber 
praktiſch wird es faſt gar nicht mehr anerkannt, und 
es durchzuſetzen fehlt ſowohl der Wille wie eine äußere 
Macht. An ſeine Stelle iſt die unbegrenzte Willkür 
getreten. Niemand, weder Mann noch Gemeinde, kann 
gehindert werden zu tun, was ihnen beliebt. Eine 
religiöſe Behörde gibt es nicht, und die ſtaatliche, die 
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niemals eine jüdiſche iſt noch fein wird, muß ſich jeder 
Einmiſchung enthalten. Die Auflöſung des Geſetzes 
hat aber keineswegs durch Entfeſſelung bisher gebundener 
geiſtiger Kräfte oder durch die Aufſtellung eines neuen 
fruchtbaren Prinzips entſchädigt, ſondern vorläufig nur 
negativ gewirkt. 

Denn unter denſelben neuzeitlichen Einflüſſen iſt 
die religiöſe Bildung in ſolchem Maße zurückgegangen, 
daß die meiſten Gemeinden kundige Laien überhaupt 
nicht mehr beſitzen. Es gibt Gemeinden von tauſend 
oder ſelbſt mehreren Tauſend Seelen, in denen von 
(aus dem Oſten Europas) eingewanderten Ausländern 
abgeſehen, ſich auch nicht ein Mitglied mehr befindet, 
das nach Vorſchrift vorbeten, aus der Thora vorleſen, 
ſchächten, Religion unterrichten, eine Trauung vollziehen, 
einen Scheidebrief ausſtellen, oder auch nur leſen könnte, die 
Vorſteher und Vertreter am allerwenigſten ausgenommen. 

Für alles dies haben längſt Perſonen angeſtellt 
werden müſſen, welche ſich dazu mit Verzicht auf jede 
andere Beſchäftigung berufsmäßig vorbereiten müſſen, 
und der einzige Kundige, der zur Aufſicht des Kultus 
und Ritus, des Religionsunterrichts und der Religions- 
übung wie zu ihrer organiſchen Fortbildung befähigt 
iſt, iſt der Rabbiner. Er hat zwar kein Merkmal des 
alten Rabbiners eingebüßt, aber dazu ſind ſoviel neue 
hinzugekommen, daß er mit jenem kaum noch verglichen 
werden kann. Noch viel mehr als früher liegt in 
ſeinen Händen, ja, nahezu ausſchließlich in ſeinen 
Händen die Bewahrung und Pflege des jüdiſchen 
Schrifttums, er iſt nahezu ausnahmslos der einzige 
Schriftgelehrte und Gutachter der Gemeinde, er allein 
kann die rituellen Gemeindeanſtalten beaufſichtigen — 
aber außerdem iſt er geworden: ein Liturg, ein 
Prediger, ein Religionslehrer, ein Seelſorger 
und wenn er der Mann dazu iſt, nicht nur das geiſt— 
liche, ſondern auch das geiſtige Haupt der Gemeinde. 

Der Rabbiner iſt Liturg in ſolchem Umfange, daß 
in manchen modernen Gemeinden das, was er vor— 
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trägt, ein Drittel oder mehr der Zeit der Haupt— 
gottesdienſte an den Sabbaten und Feſttagen in An— 
ſpruch nimmt, d i. mehr als der laute Vortrag des 
Vorbeters. Der frühere Rabbiner hatte im Gottes— 
dienſte für gewöhnlich kein Wort vorzutragen. Es lag 
gar keine Nötigung vor, daß er überhaupt an— 
weſend war, und tatſächlich beſuchte er häufig die 
Gemeindeſynagoge überhaupt nicht, ſondern hatte ſeinen 
eigenen Gottesdienſt! Schon dieſer Unterſchied 
muß dem modernen Rabbiner eine ganz andere 
Berückſichtigung bei der Geſtaltung des Kultus 
ſichern. Jenem brauchte ein entſcheidender Einfluß 
dabei nicht eingeräumt zu werden, da er bei dem Ge— 
meindegottesdienſt aktiv gar nicht beteiligt war, und 
wenn ihm etwas nicht gefiel, einfach fortbleiben konnte. 
Der heutige Rabbiner aber iſt mit ein Träger des— 
ſelben, und er ſoll nun zu einem mechaniſchen Funk— 
tionär herabgewürdigt werden, der nur aufzuſagen hat, 
was ihm die autonome Gemeindevertretung vorlegt! 

Der moderne Rabbiner iſt Prediger in ſolchem 
Umfange, daß er der Geſamtgemeinde hauptſächlich 
in dieſer Eigenſchaft gegenübertritt und für ſeine Wahl 
faſt nur ſeine Befähigung zum Predigen in Betracht 
kommt. Eine zeitlang ſchien es ſogar, als ſollte dieſer 
neue Name den alten ganz verdrängen. Es gibt 
Rabbiner, die an jedem Sabbat ein- und ſelbſt zwei— 
mal zu predigen oder die Schrift zu erklären haben, 
an den Feſten in einer Woche ſogar bis ſechsmal, 
alſo mehr als wohl irgend ein chriſtlicher Geiſtlicher. 
Der alte Rabbiner predigte entweder gar nicht, oder 
zweimal im Jahre. 

Der moderne Rabbiner iſt Religionslehrer in ſolchem 
Umfange, daß dieſer Zweig ſeiner Tätigkeit in den 
allermeiſten Gemeinden ihn allein ſchon ausreichend 
beſchäftigen könnte. Es iſt keine Seltenheit, daß Rab— 
biner wöchentlich bis zwanzig und mehr Stunden 
Religionsunterricht, größtenteils an den höheren Schulen, 

erteilen, das iſt ebenſoviel wie ein Oberlehrer, 
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wobei noch zu bedenken iſt, daß wohl kein Unterricht ſo hohe 
Anſprüche an den Lehrer ſtellt wie der Religionsunterricht. 

Der moderne Rabbiner wird ferner in den größeren 
Gemeinden in einem Umfange ſeelſorgeriſch in Anſpruch 
genommen, wovon die wenigſten einen Begriff haben. 
Es wäre vergebens, dagegen als gegen eine Fälſchung 
ſeines jüdiſchen Charakters und eine chriſtliche Nach— 
ahmung zu proteſtieren. Das moderne Leben in unſeren 
Großſtädten mit ihren Nöten und Gefahren drängt 
ihm dieſen Beruf in Geſtalt von tauſenderlei Anliegen 
ſeiner Gemeindeangehörigen auf, ſoviel auch an ſozialer 
Fürſorge und gemeinnütziger Tätigkeit durch das nicht 
genug zu rühmende Wirken wackerer Laien, die Herz 
und Geſchick dazu haben, erledigt wird. Um ſo weniger 
kann er aber wiederum in der Pflege der ſpezifiſch 
jüdiſchen geiſtigen Intereſſen vertreten werden, und 
je höher ſein Standpunkt iſt, um ſo mehr wird ſich 
daraus die Aufgabe und der Beruf ergeben, ſeiner Ge— 
meinde ein Wegweiſer zu allen geiſtigen Höhen zu werden. 

So iſt alſo der heutige Rabbiner dem tatſächlichen 
Beſtande der Dinge nach das wahre religiöſe Haupt 
der Gemeinde, und dafür wird er auch von allen, die 
nicht ein; Intereſſe daran haben, ihn zu ihren Gunſten 
zum Schweif zu machen und die Natur der Dinge 
umzukehren, angeſehen. Er wird dafür angeſehen vom 
Volk, der Juden wie der Chriſten, von den Behörden 
und der Regierung. Wer ſich über das Judentum 
belehren, wer ſich ſeinen Beſtimmungen unterwerfen, 
wer es in einer perſönlichen Vertretung vorgeſtellt 
haben will, der wird ſich nicht an eine „Gemeinde— 
vertretung“ wenden, deren Mitglieder, wenn fie ihm 
bekannt ſind, für ihn immer nur die jüdiſchen Herren 
Kaufleute oder Anwälte X, J, Z ſein und bleiben 
werden, ſondern ſelbſtverſtändlich an den Rabbiner, 
wie im Chriſtentum an den Pfarrer, den Superinten- 
denten oder Biſchof. Kein Außenſtehender, kein natür— 
lich und unbefangen Denkender würde es verſtehen, 
daß z. B. in allen Fragen des Kultus und Ritus nicht 


etwa der Rabbiner, ſondern jene Herren Kaufleute, 
Anwälte u. ſ. w. maßgebend ſind und der Rabbiner 
lediglich ihre Anordnungen auszuführen hat. Kann 
es bei einer Regierung etwas anderes als Kopfſchütteln 
und Heiterkeit erregen, wenn ſie z. B. bei der Ein— 
führung eines neuen Religionsbuches den Antrag oder 
die Entſcheidung dem Rabbiner überlaſſen will und 
nun von unſeren weiſen Geſetzgebern bedeutet wird, 
daß hierüber nicht der Rabbiner, ſondern eben jene 
Herren Kaufleute und Anwälte &, Y, Zzu befinden haben? 

Aber was brauchen wir denn Möglichkeiten zu er— 
ſinnen? Die Geſetzgebung und die Regierungen haben 
bereits die ſprechendſten Beweiſe gegeben und geben 
deren fort und fort, wer für ſie der Vertreter des 
Judentums iſt. Das neue preußiſche Schulunterhaltungs— 
geſetz vom 28. Juli 1906, das bekanntlich im All— 
gemeinen für das Volksſchulweſen die konfeſſionelle 
Grundlage vorausſetzt, ſieht als wichtiges Organ der 
Schulverwaltung die ſog. Schuldeputation vor. In 
dieſe Deputation gehört, wofern ſich in der Stadt 
mindeſtens 20 jüdiſche Volksſchulkinder befinden, auch 
ein Vertreter des jüdiſchen Bekenntniſſes. Und wen 
hat das Geſetz als dieſen Vertreter beſtimmt? Etwa 
den Gemeindevorſtaud oder ein Mitglied der Re— 
präſentantenverſammlung? Ein Gedanke, der deswegen 
nicht ſo fern gelegen hätte, weil die Schuldeputation 
nicht eine geiſtliche Inſtanz, ſondern eine weltliche, 
größtenteils aus Laien beſtehende Gemeindebehörde iſt. 
Sondern den Rabbiner hat es dazu gewählt. Alſo 
der Rabbiner hat Sitz und Stimme in einer chriſt— 
lichen Körperſchaft und nimmt an allen ihren Be— 
ratungen teil, weil einmal, was oft in Jahren nicht 
vorkommen mag, ein entferntes jüdiſch-religiöſes In— 
tereſſe in Betracht kommen kann, und in der jüdiſchen 
Gemeindevertretung, die letzten Endes überhaupt keine 
anderen Intereſſen als jüdiſch-religiöſe hat, bei der 
Beratung der Angelegenheiten ſeiner eigenen Gemeinde, 
auch denen des Kultus, Ritus und Religionsunterrichts 
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ſoll er weder Sitz noch Stimme haben, ſondern darf 
ſich höchſtens einmal dem Vorſtand gegenüber ſchriftlich 
und nach vorangegangenem untertänigen Antrag 
mündlich „äußern“, jo daß er in ſchriſtlichen Angelegen— 
heiten mehr zu ſagen hat als in jüdiſchen? Wir 
wiederholen: kann es einen ärgeren Hohn geben? 
Dabei hätte das Geſetz ſich für die etwaige Um— 
gehung des Rabbiners auf das noch beſtehende Juden— 
geſetz von 1847 ſtützen können, das dank dem Gut— 
achten damaliger rabbinerſeindlicher Gemeindevorſtände 
ihn glücklich ausgeſchieden hat, ja — ein trauriges 
Kurioſum — den Rabbiner nicht einmal nennt, ſodaß 
es nach dem papiernen Geſetz in Preußen Rabbiner 
eigentlich gar nicht gibt. Aber zum Glück läßt ſich 
die Vernuft der Dinge doch nicht dauernd unterdrücken. 
Aus dieſer Vernunft der Dinge heraus iſt dem 
Rabbiner bereits vielfach die Aufſicht und Leitung des 
Religionsunterrichts oder die Orts- und ſelbſt die 
Kreisſchulinſpeltion über die jüdiſchen Schulen über— 
tragen worden. Kurz, wo man einen Vertreter der 
jüdiſchen Religion braucht, kann man naturgemäß gar 
nicht anders, als auf den Rabbiner verfallen und über— 
trägt ihm unbedenklich die entſprechenden Befugniſſe. 
Dieſer Einſicht hatte ſich denn auch der erſte, von 
Geheimrat Dr. Roſin, Profeſſor der Rechte an der 
Univerſität Freiburg, verfaßte Entwurf nicht verſchloſſen. 
Zwar waren auch in ihm die Rechte des Rabbines noch 
recht mäßige. Aber es war ihm doch für gewiſſe Fälle 
im Synagogenvorſtand Stimmrecht eingeräumt, der 
Provinzial- und der Landesgemeinde (Synode) ſollten 
eine Anzahl geiſtlicher Mitglieder angehören und dies 
wurde (zu § 21) in einer Weiſe begründet, der kein 
vernünftig und gerecht urteilender Menſch widerſprechen 
kann. „Es kann aber keine Religionsgemeinde gedacht 
werden, in welcher nicht in religiöſen Angelegenheiten 
dem geiſtlichen Führer der Gemeinde ein Mitwirkungs— 
recht beigelegt wird. Man mag den Gegenſatz des 
jüdischen Rabbiners zum chriſtlichen Geiſtlichen noch 
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jo ſehr betonen, er bleibt doch der kraft feines Amtes 
berufene ſachverſtändige Leiter der Gemeinde in allen 
religiöſen Dingen. Ihn als ſolchen anzuſtellen und 
ihn dann in allen praktiſchen Beziehungen beiſeite zu 
ſchieben, geht nicht an.“ Hiermit vergleiche man den 
zweiten Entwurf, in welchem alle religiöſen Angelegen— 
heiten der Gemeinde, der Provinz, des Landes ohne 
jede Mitwirkung des geiſtlichen Elements entſchieden 
werden. Nach ihm kann man den predigenden und 
lehrenden Rabbiner als denjenigen Mann in der Ge— 
meinde definieren, der am meiſten zu reden und am 
wenigſten zu ſagen hat. | 

Wie ſehr der zweite Entwurf die ſchlichte Wahr— 
haftigkeit vermiſſen läßt, die ein Geſetz auszeichnen 
muß, dafür ein mehr ergötzliches Beiſpiel iſt die Be— 
ſtimmung, daß der Rabbiner die — Doktorprüfung 
beſtanden haben muß. Dabei wird nicht der Doktor 
einer beſtimmten Fakultät etwa der philoſophiſchen 
vorgeſchrieben, es kann auch die mediziniſche ſein, er 
kann auch in der Schweiz oder in Südamerika er— 
worben ſein. Hätte der Entwurf den wahrhaft großen 
Zug, den wir leider an ihm vermiſſen, dann hätte er 
etwa daran denken ſollen, wie die jüdiſchen theologiſchen 
Lehranſtalten zu wirklichen Fakultäten auszubauen ſeien, 
die den anderen an Rang und Rechten ſowie der 


Geltung ihrer Zeugniſſe und Verleihungen gleichſtehen. 


Die Beſtimmung iſt ein Zeugnis für jenen Götzendienſt 
der Aeußerlichkeiten, der auch in unſerm religiöſen Leben 
nur zu ſehr herrſcht. Auch der Rabbiner iſt nur ein 
Schauſtück für die da draußen, eine Dekoration. Er 
iſt der Angeſtellte, eine repräſentative Figur. 

Dieſe Behandlung des Rabbiners iſt in Preußen 
auf die verhängnisvollſte Weiſe durch das alte Juden— 
geſetz gefördert worden. Ueber den Schaden, den es 
angerichtet hat, braucht man keine Worte zu verlieren. 
Es hat die ſchwache Judenheit, für welche geſchloſſene 
Einheit eine Lebensfrage war, in Atome zerſplittert, 
indem es jede, auch die allerkleinſte Gemeinde von 
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wenig Mitgliedern völlig ſelbſtändig machte, dafür 
aber finanziell zur Ohnmacht verurteilte und ſeel— 
ſorgeriſch der Verwahrloſung ausſetzte, jede geſetzliche 
Verbindung verhütete und eine autoritative gemein— 
ſame Vertretung unmöglich machte. Was das 
bedeutet, hat die Zeit der antiſemitiſchen Angriſſe ge— 
nugſam gelehrt., Es hat einem faſt ſchrankenloſen 
Deſpotismus unverſtändiger Vorſtände Raum gegeben, 
ihnen die Geſtaltung des religiöſen Lebens überant— 
wortet und die Gemeindebeamten ihrer Willkür aus— 
geliefert. Der Rabbiner insbeſondere, von dem wir 
hier zu reden haben, wurde ein auf Grund eines 
Privatvertrages nach Belieben und Ermeſſen auf Zeit 
und oft unter den demütigendſten Bedingungen An— 
geſtellter. Welch traurige Verhältniſſe dadurch ent— 
ſtanden, iſt nur deshalb nicht allgemein bekannt, weil 
die Betroffenen lieber davon ſchwiegen. 

Iſt es nicht unwürdig, daß Männer, die eben ſo gut 
thre Studien gemacht haben wie jeder höhere Beamte, ihr 
Lebenlang für einen geringeren Lohn arbeiten als ein 
Volksſchullehrer oder ein Handlungsgehilfe, da ßſie dabei 
noch in der ſteten Angſt vor der Kündigung und Brot— 
loſigkeit ſchweben müſſen, daß ſie weder für ihr Alter 
noch für ihre Hinterbliebenen geſorgt ſehen, und daß 
ſie für alles dies, was leider oft in dem finanziellen 
Unvermögen der Gemeinden begründet iſt, nicht einmal 
durch eine geſetzliche autoritative Stellung in ihrer 
Gemeinde und diejenige Freiheit und Selbſtändigkeit 
des Wirkens entſchädigt werden, ohne die ihre ganze 
Tätigkeit ſtets in Frage geſtellt bleibt? Wie mancher 
Quell mag unter dieſem Druck ſchon verſiegt, 
wie manche reiche Kraft durch die traurige Hoff— 
nungsloſigkeit einer in den Winkel geſtoßenen ſub— 
alternen Exiſtenz gelähmt worden ſein. Man ſollte 
ſich einmal die Frage vorlegen, woher es wohl 
komme, daß in dem allgemeinen geiſtigen Leben, 
in dem man in jeder Generation den Namen und der 
oft ſogar führenden Rolle chriſtlicher Geiſtlicher be— 
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gegnet, ſo gut wie nie einen Rabbiner antrifſt. Nicht 
den letzten Grund wird man in ſeiner gedrückten 
Lebensſtellung zu ſehen haben. Daß wenigſtens das 
Anſehen und die Geltung der eigenen Religion und 
Religionsgemeinſchaft unter ſeiner Ohnmacht leiden, 
wird kein Tieferblickender leugnen. Die Juden werden 
die Achtung genießen, die ſie ſelbſt ihrer Religion und 
deren Vertretern zollen. 

Die Gerechtigkeit gebietet allerdings anzuerkennen, 
daß die Verhältniſſe der Rabbiner in den größeren 
Gemeinden (deren Zahl ſich durch die zentraliſtiſche 
Bewegung der Bevölkerung, namentlich der jüdiſchen, 
erheblich vermehrt hat) materiell beſſer geworden ſind, 
und daß unſer Weſten ſich auch in der freiwillig ge— 
währten Stellung ſeiner Rabbiner als der kulturell 
fortgeſchrittenſte Landesteil rühmlich bewährt hat. Auch 
anderwärts mag die Perſönlichkeit des einzelnen 
Rabbiners ſich oft ſtärker als der Buchſtabe erweiſen 
und ihm die gebührende Würdigung verſchafft haben. 

Man könnte alſo daraufhin allen Rabbinern an— 
heimgeben, ſich in gleicher Weiſe allein durch ihre Per— 
ſönlichkeit geltend zu machen. Aber dann brauchte man 
überhaupt kein Geſetz. Und es kann in der Tat ernſt— 
haft geſtritten werden, ob nicht alles ohne Geſetz beſſer 
ginge. Wenn die Menſchen nichts taugen, nützen die 
beſten Geſetze nichts, und auch mit den ſchlechteſten 
werden tüchtige Menſchen etwas leiſten. Aber darum 
macht man doch nicht im Vertrauen auf die Tüchtigkeit 
der Menſchen von vornherein ſchlechte Geſetze. Auch 
die ſtärkſte geſetzliche Autorität wird ſich nicht überreden, 
daß ſie Dinge und Menſchen lediglich durch den ge— 
ſchriebenen Buchſtaben zwingen könne. Kein Geiſtlicher 
wird ſich verhehlen, daß die Mächte, die ihm Gewalt 
geben, aus der Freiheit, nicht aus dem Geſetz geboren 
werden. Liebe, Vertrauen, Hochachtung und Ehrerbietung 
werden nur treuen und gewiſſenhaften, ſelbſtloſen und 
liebreichen Hirten entgegengebracht. Dies war das 
einzige Vergehen Moſes, daß er mit dem Stab in der 
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Hand anflatt zu dem Felſen zu reden, wie ihm der 
Kerr geboten, auf den Felſen einſchlug, um ihm das 
lebenſpendende Waſſer zu entlocken. Aber den Stab 
ſollte er dabei dennoch in der Hand haben! Das 
Geſetz und die Macht wirken am ſegensreichſten da— 
durch, daß ſie da ſind, als warnender Hintergrund, 
als feſter Rechtsboden. So bedarf j des Wirken in 
einem geſchloſſenen Kreiſe des geſetzlichen Schutzes, wenn 
es nicht jeden Augenblick von Willkür und Ungebühr 
bedroht und zerſtört werden ſoll. Man gebe Moſes 
den Stab in die Hand, dann wird es genügen, daß 
er zu dem Felſen rede und ihm Leben entlocke. — 
Wenn ich nun zum Schluß einige poſitive Vorſchläge 
mache, ſo kann dies entſprechend meinem Auftrage nur 
in flüchtigen Strichen geſchehen. 

Das religiöſe Gemeinſchaftsleben im Judentum wird 
durch drei Faktoren dargeſtellt: Die Gemeinde, den 
Mann, der ſie führt, und die feſte Stätte, an der es 
ſich vorzugsweiſe betätigt — Gemeinde, Rabbiner, 
Synagoge. Jeder Jude gehöre zu einer Syna— 
gogengemeinde, jede Gemeinde zu einem Rab— 
binat. Es gebe alſo neben Gemeinderabbinaten, 
Kreisrabbinate, Provinzialrabbinate, ein Landesrabbinat. 
Die Aufſichtsbefugniſſe der drei letzteren beſtehen be— 
ſonders in der Kontrolle der pflichtmäßigen Amtsführung 
der Kultusdiener und des ordnungsgemäßen Zuſtandes 
der Schul- und Kultuseinrichtungen, ſowie in der Für— 
ſorge für die religiöſe Unterweiſung der Gemeinden ohne 
Rabbiner oder Prediger und Lehrer. Alles dies wäre 
genau zu detaillieren. Das Hauptgewicht iſt auf die 
Kreisrabbinate zu legen, die womöglich eine dringen— 
dere Notwendigkeit als die Gemeinderabbinate ſind. 
Gerade die Glaubensgenoſſen in den kleinen Orten be— 
dürfen einer religiöſen Verſorgung und dürſten geradezu 
nach ihr. Es iſt nicht zu ſagen, was hier verſäumt und 
geſündigt wird, wie viel Gold religiöſen Sinnes un— 
gefördert bleibt, wie viel noch zu retten wäre. Es 
dürfte keine Gemeinde geben, in der nicht wenigſtens 
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einmal im Jahre der Kreisrabbiner erſcheint, auf— 
richtend und belebend, belehrend und mahnend, richtend 
und ſchlichtend, beſonders auch als Helfer und Berater 
des Lehrers, deſſen Autorität er gerade durch ſeine 
Kontrolle ſtärken und deſſen Arbeitsfreudigkeit er auf— 
rechterhalten und ſpornen würde. 

Um uns indeſſen an den vorliegenden Entwurf zu 
halten, wollen wir uns genauer mit der Stellung des 
Gemeinderabbiners beſchäftigen. Wir akzeptieren die 
Inſtitution des Vorſtandes und der Repräſentanten, 
weil ſie der Ausdruck des geſunden Prinzips der Selbſt— 
verwaltung iſt. Ihre Aufgabe iſt im Weſentlichen die 
Verwaltung der Einkünfte und des Vermögens der 
Gemeinde ſowie die Führung der laufenden Geſchäfte. 

Wir verlangen nicht, daß der Rabbiner der Vor— 
ſitzende des Vorſtandes oder der Gemeindevertretung 
ſei. Es wäre eine törichte Überhebung, wenn der Rabbiner 
behaupten wollte, daß ihm kraft ſeines Studiums und 
Amtes die in ihrem Verein ohnedies ſeltenen Eigen— 
ſchaften innewohnen, die zur Regierung einer jüdiſchen 
Gemeinde gehören. Wir haben uns zu freuen, wenn 
ſich ſolche Männer in der Gemeinde finden und wollen 
ihnen neidlos die damit verbundene Autorität und Ehre 
überlaſſen. Zudem wird ſie mit nicht geringen Opfern 
an Zeit, Arbeit und um vielen Arger erkauft. Ganz ab— 
geſehen davon, daß die Fülle der Verwaltungsgeſchäfte ihn 
von ſeiner eigentlichen Aufgabe abziehen, eine regierende 
Stellung dem Weſen ſeines Amtes nicht entſprechen 
und ihn oft in eine ſchieſe Lage bringen würde, würde 
der Rabbiner als Vorſitzender des Vorſtandes gleich 
dem chriſtlichen Geiſtlichen, der allerdings den Vorſitz 
im Kirchenvorſtand oder Presbyterium hat, dem 
demokratiſchen Geiſt des Judentums widerſprechen. 

Aber was wir fordern dürfen, iſt, daß der Rabbiner 
Mitglied des Vorſtandes ſei und an allen Sitzungen 
der Gemeindevertretung mit beratender und be— 
ſchließender Stimme teilnimmt. Wir wären begierig zu er— 
fahren, welche irgend ſtichhaltige Einwendung dagegen ge— 
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macht werden kann. Wollte man uns etwa entgegen— 
halten, daß der Rabbiner ein beſoldeter Gemeindebeamter 
iſt, ſo machen wir darauf aufmerkſam, daß auch der 
Bürgermeiſter ein beſoldeter Gemeindebeamter iſt und 
ihm doch niemand ſogar die Leitung der geſamten 
Stadtverwaltung ſtreitig macht. Der Rabbiner iſt nicht, 
wie man ſich den Anſchein geben möchte, ein Gemeinde— 
fremder, er wird, zumal wenn er lebenslänglich ange— 
ſtellt iſt, gemeindeſäſſiger als ein großer Teil der 
Mitglieder und hat an dem Wohl und Wehe des 
Ganzen mindeſtens dasſelbe Intereſſe wie jeder andere. 
Oder will man etwa behaupten, daß dem Rabbiner 
die Sachkunde für die mannigfachen Beratungsgegen— 
ſtände abgeht? Dieſe Ausrede wäre nicht weniger 
fadenſcheinig. Der Rabbiner gehört jetzt, wie oben 
erzählt, der Stadtſchuldeputation an. Referent iſt 
Mitglied einer ſolchen Deputation, die es an Umfang 
ihrer Aufgaben mit der größten Synagogengemeinde 
Preußens aufnehmen kann. Sie hat ca. 35000 Kinder 
zu beſchulen, ein Heer, das jedes Jahr um weitere 
Tauſende wächſt, der Etat, den ſie zu beraten hat, über— 
ſteigt bereits drei Millionen, jedes Jahr werden neue 
rieſige Schulbauten aufgeführt und Scharen von Lehrern 
und Lehrerinnen angeſtellt, in jeder Sitzung treten an 
die Mitglieder die mannigfachſten prinzipiellen und 
ſachlichen Fragen ſowie Perſonalien heran, aber wir 
haben noch niemals wahrgenommen, daß die Geiſtlichen 
dieſen Aufgaben nicht gewachſen und ihre Mitgliedſchaſt 
überflüſſig oder unerwünſcht ſei. Vielmehr hat ſich ge— 
zeigt — und Referent hat ſich genügend umgehört, 
um dieſe Behauptung niederſchreiben zu können — daß 
gerade die Geiſtlichen zu den pünktlichſten und eifrigſten 
Mitgliedern gehören, deren praktiſchen, von genauer 
Kenntnis des Volkes, mit dem ſie mehr als jeder 
andere vertraut ſind, zeugenden Anregungen gern ge— 
folgt wird und die durch ihre idealen Intereſſen 
ſicherlich das Niveau der Verſammlung nicht herab— 
drücken. Und der Nabbiner ſollte nicht befähigt ſein, 
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in der Vertretung einer zehn- bis hundert Mal kleineren 
Synagogengemeinde mitzuraten? Wem will man ſolches 
weismachen? Ganz zu geſchweigen von dem Geſchäfts— 
kreis der chriſtlichen Amtsgenoſſen, die oft einen aus— 
gedehnten Grundbeſitz und beträchtliches Kirchenvermögen 
nebſt allen möglichen Stiftungen mitzuverwalten und 
Kauf und Verkauf, Miete und Pacht, Anlegung und 
Verwendung von Kapitalien zu beſorgen haben, die 
den Bau von Kirchen und Krankenhäuſern, Waiſenan— 
ſtalten, Altersheimen ufw. leiten und die dabei nicht 
ſelten einen praktiſchen Sinn und ein Organiſations— 
talent zeigen, um die ſie jeder beneiden kann, und 
womit ſie Werke geſchaffen haben, die die Bewunderung 
der ganzen Welt erregen. Der Paſtor v. Bodelſchwingh 
z. B. konnte es, ſollten wir meinen, mit jedem 
jüdiſchen Gemeindevorſtand aufnehmen, und in kleinerem 
Maßſtabe haben Hunderte ähnliches geleiſtet. Und der 
Rabbiner ſollte nicht dieſelbe Befähigung haben, über 
den Neuanſtrich der Synagoge, die Reparatur eines 
Kronleuchters oder die Vergütung für die Reinemache— 
frau mitzuſtimmen wie ein Geſchäftsinhaber, ein Bankier, 
ein Rechtsanwalt, ein Oberlehrer oder ſogar ein Pro— 
feſſor und Geheimer Regierungsrat? Und von den 
wichtigſten Vorlagen und Einläufen ſoll er, wenn 
überhaupt, höchſtens durch die Indiskretion eines 
Schreibers zufällige Kenntnis erlangen? Es iſt gewiß 
noch niemals vorgekommen, daß eine Kirche ohne die 
entſcheidende Mitwirkung des zuſtändigen Geiſtlichen 
erbaut wurde, daß aber Synagogen gebaut werden, 
ohne daß der Rabbiner auch nur ein Wort mitzureden 
hätte, kommt vielleicht alle Jahre vor. Es gehört ſich, 
daß der Rabbiner von allem, was in der Verwaltung 
ſeiner Gemeinde vorkommt, Kenntnis habe, alſo muß 
er an allen Sitzungen der Gemeindevertretung teil— 
nehmen. An allen, nicht etwa nur inſofern Fragen 
des Kultus und Ritus zur Beratung ſtehen. Denn es 
gibt in einer Religionsgemeinde überhaupt keine Gegen— 
ſtände, welche damit nicht in irgendeiner Verbindung 


ſtehen. Jede Etatsberatung, jede Ausgabe und Anz 
ordnung tut es. Jene Scheidung würde überdies nur 
dazu führen, auch religiöſen Fragen irgend ein anderes 
Mäntelchen z. B. ein finanzielles umzuhängen, um den 
aus irgend einem Grunde unbequemen Rabbiner aus— 
zuſchalten. Iſt etwa in der Schuldeputation die Unter— 
ſcheidung gemacht, daß die Geiſtlichen nur an den— 
jenigen Sitzungen teilnehmen dürfen, in denen über 
Religionsunterricht, und der Rabbiner, in denen über 
jüdiſchen Religionsunterricht verhandelt wird? 

Daß aber der Rabbiner in allen ausſchließlich 
rituellen und kultuellen Fragen ein ent⸗ 
ſcheidendes Wort haben muß, daß er in der Synagoge 
die maßgebende Perſon zu ſein hat, daß insbeſondere 
keine Anderung der beſtehenden Einrich⸗ 
tungen ohne ihn vorgenommen werden kann, dar— 
über ſollte füglich nach dem, was wir eingangs aus— 
führlich dargelegt haben, nicht der mindeſte Streit ſein. 

Aber hiergegen erhebt ſich nun ein mit Vorliebe 
zitiertes Schreckgeſpenſt in Geſtalt eines Schlagwortes — 
die Gefahr der Hierarchie, der Prieſterherrſchaft. 
Dem gegenüber möge man uns nur eine kleine Frage 
geſtatten. Zu einer Herrſchaft gehören wenigſtens 
zwei, den angeblichen Herrſcher hätten wir — den 
Rabbiner, aber wo iſt der Knecht, der unter allen 
Umſtänden gezwungen iſt, ſich dieſem Joch zu unter— 
werfen? Wir leben im Zeitalter der unbegrenzten 
religiöſen Freiheit. Kein Menſch iſt gezwungen, ſich 
während ſeines ganzen Lebens auch nur in dem kleinſten 
Punkt der „Herrſchaft“ des Rabbiners zu unterwerfen, 
wenn es ihm nicht beliebt. Der Jude wird als ſolcher 
geboren — ohne Genehmigung des Rabbiners, er wird 
religionsmündig — ohne Genehmigung des Rabbiners, 
er kann ohne weltliche Nachteile eine Ehe eingehen 
oder ſich ſcheiden laſſen — ohne von dem Rabbiner 
Notiz zu nehmen, er iſt vollkommen frei in der Führung 
ſeines Lebenswandels in Worten, Werken und Gedanken, 
ohne auch nur der leiſeſten Zucht des Rabbiners zu 
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unterliegen, er darf ſich aller religiöſen Pflichten 
entſchlagen, er braucht nie ein Gotteshaus zu betreten, 
wo er den Rabbiner hören müßte, und ſchließlich kann 
er ſterben und ſich begraben oder verbrennen laſſen — 
alles ohne Zutun des Rabbiners, ohne daß ihm irgend 
eine Beeinträchtigung daraus erwächſt. Wahrlich es kann 
keine blutigere Ironie geben als im Judentum von 
Hierarchie zu reden. 

Aber allerdings, wenn jemand die Religion, ihre 
Einrichtungen und ihre Diener in Anſpruch nimmt, 
dann muß er ſich nach ihnen richten und nicht umge— 
kehrt, und er muß die geeigneten Vorſchriften zu geben 
denen überlaſſen, die dazu berufen ſind. Wer anders 
ſoll denn die Agende, das Ritual und den Religions- 
unterricht, den Vorbeter- und Schächterdienſt, ſowie 
die religiöſen Anſtalten regeln und beaufſichtigen und 
in ihrem ordnungsgemäß feſtgeſetzten Beſtande erhalten? 
Will man dies Hierarchie nennen, gut, dann iſt auch 
der Rektor in ſeiner Schule, der Arzt in ſeinem 
Sprechzimmer, der Anwalt in ſeinem Bureau, der 
Beamte in ſeinem Reſſort, der Kaufmann in ſeinem 
Geſchäft, kurz jeder Mann in leitender Stellung ein 
Hierarch. Bei der Tätigkeit des Rabbiners aber 
handelt es ſich um eine Wirkſamkeit, für die nichts 
tötlicher ſein kann, als büreaukratiſcher Zwang und 
unwürdige Gebundenheit. Ein Geiſtlicher, der nichts 
als ein Beamter, ein Angeſtellter, ein Funktionär iſt, 
iſt ein Widerſinn. 

Wir verlangen alſo für den Rabbiner, den ver— 
antwortlichen Leiter des Kultus und Ritus der Ge— 
meinde, das Recht des aufhebenden Einſpruchs 
gegen einſeitige Anderungen dieſes Ritus und Kultus 
durch die Gemeindevertretung. 

Man hat, erſchreckend vor dieſer „Kühnheit“, ein 
ſogenanntes ſuspenſives Veto vorgeſchlagen. Der 
Einſpruch ſoll ſeine Wirkſamkeit verlieren, wenn der 
entgegenſtehende Beſchluß unter irgend welchen Modali— 
täten wiederholt wird. Es bedarf nur einer kurzen 
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Überlegung, um zu erkennen, daß ein ſolches Recht 
nicht nur wertlos ſondern ſchädlich iſt. Es bedeutet, 
daß die andere Seite unter allen Umſtänden Recht 
behält und nur die Geduld zu haben braucht, eine 
gewiſſe Anſtandsfriſt abzuwarten. Dieſe für den 
Rabbiner höchſt peinliche Friſt würde bei Wiederholung 
des Beſchluſſes mit einer kaum zu verwindenden Nieder: 
lage für ihn endigen. 

Wenn wir von einem Veto ſprechen, ſo iſt damit 
von ſelbſt gegeben, daß der Rabbiner nun nicht etwa 
Kultus und Ritus ſelbſtherrlich geſtalten und nach 
ſeiner Willkür ändern darf. Er iſt genau ſo an 
den gegenwärtigen Zuſtand gebunden, wie die Ge— 
meindevertretung, ſolange dieſer Zuſtand nicht auf ver— 
faſſungsmäßigem Wege geändert wird. 

Die betr. Paragraphen hätten alſo zu lauten: 
„Der Rabbiner iſt Mitglied des Vorſtandes. 
In den Sitzungen der Gemeindevertretung hat 
er Sitz und Stimme.“ — „Anderungen in 
Kultus, Ritus und Relionsunterricht der Ge— 
meinde können nur in Übereinſtimmung zwiſchen 
den Gemeindekörperſchaften und dem Rabbiner 
getroffen werden. Iſt eine ſolche nicht zu er— 
zielen, ſo bleibt es bei den bisherigen Ein— 
richtungen.“ Dies ſind keine übertriebenen Forde— 


rungen. Sie ergeben ſich einfach aus der Vernunft. 


der Dinge. Hiermit ſind dann alle andern in betracht 
kommenden Paragraphen des Entwurfs in Einklang zu 
bringen. 

Gering ſchlagen wir den etwaigen Ein wurf an, 
daß der Rabbiner nunmehr ein unüberwindliches Hindernis 
für jede Verbeſſerung werden könnte, indem die Gemeinde 
auch gegen ihren Willen für die Dauer ſeines Lebens 
an den gegenwärtigen Zuſtand gebunden ſein würde. 
Gewiß könnte dies eintreten. Aber dies iſt überhaupt 
immer und überall der Fall, wo ein geſetzgebender 
Faktor die ihm zuſtehende Initiative verſagt oder ſein 
verfaſſungsmäßiges Veto einlegt, ja überhaupt in allen 
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Dingen, zu denen zwei mit gleichen Rechten gehören. 
Keiner kann und darf den anderen zwingen, er muß 
den Status beſtehen laſſen, unter dem der Bund ge— 
ſchloſſen worden iſt oder ſich gedulden, bis das Ver— 
hältnis gelöſt wird, ſelbſt wenn dies erſt mit dem Tode 
des andern geſchieht. Nirgends aber wird dies geringeren 
Schaden tun als in unſerem Falle. Es gibt in der 
Religion niemals einen Zuſtand, der ſofort geändert 
werden muß. Unſere Religion iſt nicht von heute und 
geſtern. Was bedeutet die Spanne eines Menſchen— 
alters in einem Jahrtauſende alten Organismus? Das 
Judentum hat Zeit und ſoll ſich Zeit nehmen. Es iſt 
wie jede geſchichtlich gewordene Inſtitution durchaus 
konſervativ, und es iſt ein Segen, wenn es in ihm 
ein Organ gibt, das dieſes konſervative Element gegen 
die Strömung des Tages und die Experimente einer 
unruhigen Neuerungsſucht wirkſam zu ſchützen in der 
Lage iſt. Iſt doch auch die Gemeinde nach unſerem 
Vorſchlag gleichzeitig gegen etwaige Neuerungsſucht des 
Rabbiners geſchützt. 

Eine beiden übergeordnete Inſtanz außerhalb der 
Gemeinde muß aber an der Autonomie der Gemeinde, 
wofern man an dieſer feſthalten will, ſcheitern. Wäre 
es ein anderer übergeordneter Rabbiner oder ein 
geiſtliches Kollegium, dann würde dies in der Tat eine 
hierarchiſche Leitung des ganzen Religionsweſens ſein, 
gegen die wir uns nicht minder entſchieden ſträuben. 
Wäre es eine andere fremde Behörde, etwa der Pro— 
vinzialvorſtand, dann wäre dies eine ebenſo unzuläſſige 
bureaukratiſche Bevormundung. Verlockend könnte der 
Gedanke ſcheinen, die Gemeinde ſelbſt, d. h. die Ver— 
ſammlung der ſtimmfähigen Mitglieder, in beſtimmten 
Fällen zu befragen. Aber nach reiflicher Prüfung ver— 
liert der Gedanke viel von ſeinem Reiz. — — 

Ich weiß, daß ich die überaus verwickelte Materie 
nicht erſchöpft habe und noch eine Reihe von Schwierig- 
keiten zu löſen find, aber ich glaube meine Aufgabe 
durch den Nachweis erfüllt zu haben, auf den es mir 


— 


in erſter Linie ankam, daß der jetzige Entwurf in den 
kritiſierten Beſtimmungen, vor allem in der Stellung, 
die er dem Rabbiner gibt, nicht haltbar iſt. Ich ſtreite 
ihm nicht große Vorzüge ab. Er würde der ſchreienden 
Not der kleinen Gemeinden durch einen gewiſſen Aus— 
gleich abhelfen, er würde der preußiſchen Judenheit 
eine Repräſentation geben, die ihr Anſehen nach außen 
ſicherlich heben würde. Zwei mächtige Fortſchritte, die 
gering anzuſchlagen ich weit entfernt bin. Aber eine 
andere Frage iſt, ob das Geſetz ſeinen letzten Zweck: 
die Religion zu fördern, oder wenigſtens ihrer Ent— 
faltung alte Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen, 
erfüllen wird. In ſeiner gegenwärtigen Faſſung kann 
ich ihm dieſen Vorzug nicht zugeſtehen. 
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